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UMWELTPOLITIK

Tempo 100 -  Umweltschutz auf Abwegen
Ulrich van Suntum, Bochum 

L

Der im Januar 1985 angelaufene Großversuch mit Tempo 100 auf Autobahnen ist vor kurzem zu Ende gegan­
gen. Die Bundesregierung erhofft sich von diesem Versuch Entscheidungshiifen in der Frage einer Ge­
schwindigkeitsbegrenzung aus Umweltschutzgründen. Professor Ulrich van Suntum analysiert die alloka- 
tions- und ordnungspolitischen Aspekte eines generellen Tempolimits.

Der Großversuch zu Tempo 100 hat die Diskussion 
um Geschwindigkeitsbegrenzungen im Dienste 

des Umweltschutzes weder beendet noch entemotiona- 
lisiert. Dies war auch nicht anders zu erwarten, denn 
das Ausmaß der erreichbaren Schadstoffreduzierung 
(vgl. Tabelle 1) stellt für die hier zu treffende Entschei­
dung nur einen -  wenn auch wichtigen -Teilaspekt dar. 
Das eigentliche Problem betrifft die Bewertung der 
Schadstoffreduzierung und ihren Vergleich mit den „Ko­
sten“ von Tempo 100. Hierüber gehen die Meinungen 
weit auseinander.

Das Problem wird noch dadurch verschärft, daß Ko­
sten und Nutzen jeweils bei verschiedenen Personen­
kreisen anfallen: Alle beteiligten Interessengruppen 
möchten zwar gerne die Früchte des Umweltschutzes 
genießen, aber möglichst auf Kosten anderer. Da somit 
jeder danach trachtet, die Lasten des Umweltschutzes 
anderen aufzubürden, kommt es zwangsläufig zum poli­
tischen Streit über die Dringlichkeit privater Bedürf­
nisse, etwa über die Frage, ob es wirklich „notwendig“ 
ist, schneller als 100 km/h zu fahren'. Da in einer Demo­
kratie letztlich die Mehrheit entscheidet, setzen sich in 
solchen Diskussionen inder Regel jedoch nicht die wirk­
lich dringendsten Bedürfnisse durch, sondern die Be­
dürfnisse der stärksten bzw. am besten organisierten 
Gruppen, während Minderheiten auf der Strecke zu blei­
ben drohen.

Auch der Umwelt selbst wird ein schlechter Dienst er­
wiesen, wenn anstelle der notwendigen Grundsatzent­
scheidungen die Umweltpolitik in das politische Tages­
geschäft gezerrt wird, denn dadurch gewinnen Grup-

Prof. Dr Ulrich van Suntum, 31, lehrt Volkswirt­
schaft am Seminar fijr  Wirtschafts- und Finanzpo­
litik der Ruhr-Universität Bochum.

peninteressen und Ideologien Einfluß auf die Ergeb­
nisse des Entscheidungsprozesses, die zu dem eigentli­
chen Umweltziel höchstens noch einen mittelbaren Be­
zug aufweisen bzw. dieses nur noch als Vehikel zur 
Durchsetzung eigener Interessen nutzen.

Sachfremde Motive

Dies gilt nicht nur für Tempo 100, sondern z. B. auch 
für die im Juni 1985 getroffene Entscheidung des EG-Mi- 
nisterrats über die künftig einzuhaltenden Abgasgrenz­
werte für Pkw. Die vergleichsweise milde Behandlung 
von Fahrzeugen bis zu 2 Liter Hubraum (vgl. Tabelle 2) 
ist umweltpolitisch kaum begründbar; sie entspringt al­
lein den Interessen der Automobilindustrien Frank­
reichs, Italiens und Großbritanniens, welche sich auf 
diese Fahrzeugklassen spezialisiert haben und ihre Ab­
satzchancen auf den EG-Märkten auf diese Weise absi­
chern wollen^.

Auch die von diesen Ländern erhobene Forderung an 
die Bundesrepublik, „endlich“ ein Tempolimit auf Auto­
bahnen einzuführen, ist vor diesem Hintergrund zu se­
hen: Das Ansehen und der internationale Erfolg der 
deutschen Automobilindustrie beruhen nämlich nicht 
zuletzt auf dem Image eines technischen Höchststan­
dards hinsichtlich Motorleistung, Fahrwerk, Bremsen 
etc., der auf die Dauer nur dann einen Sinn ergibt, wenn 
er wenigstens gelegentlich auch genutzt werden kann®.

' Ungefähr 15 % des deutschen Autobahnnetzes (auf dem ca. 25 % 
der jährlichen Gesamtfahrleistung erbracht werden) unterliegen bereits 
heute einem temporären oder dauerhaften Tempolimit (nach einer Erhe­
bung des ADAC im Oi<tober 1984). Insgesamt gelten auf 98 % des deut­
schen Straßennetzes Geschwindigkeitsbegrenzungen.

 ̂ Vgl. o. v.: Wenig Konzessionsbereitschaft im Streit um das Umwelt- 
Auto, in; FAZv. 20. 6. 1985, S. 3.

 ̂ Vgl. zu dieser Argumentation näher: Verband der deutschen Automo­
bilindustrie (Hrsg.): Fakten gegen Tempolimit auf Autobahnen, Frankfurt 
1985, s. 24 ff.
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Tabelle 1 
Bisherige Schätzungen der 

Stickoxidreduzierung durch Tempo 100/80 
auf Autobahnen bzw. Landstraßen

inlOOOt/Jahr in % der 
Verkehrs­

emissionen 
an NOx 
(1982)

in % der 
Gesamt­

emissionen 
an NOx 
(1982)

Verband der deutschen 
Automobilindustrie 72 -1 1 0 4 ,3 -  6,5 2 ,3 -3 ,5

Rheinisch-Westf. TÜV 140 8,3 4,5
ADAC 120-182 7,1 -  10,8 3 ,9 -5 ,9
Umweltbundesamt 188 11,1 6,1
Bundesanstalt für 

Straßenwesen 180-190 10,7-11,2 5,8 -  6,1
TU Berlin 260 15,4 8,4
Institut für Energie 

und Umwelt 17 0 -27 0 10,1 -  16 5 ,5 -8 ,7

Q u e l l e n :  Vereinigung der Technischen Überwachungsvereine 
e.V.; ADAC: eigene Berechnungen.

Tabelle 2
Abgasgrenzwerte für Pkw in der EG 

nach dem Luxemburger Kompromiß vom 28.6.1985
(Gramm/Fahrzyklus)

Hubraum Kohlen­
monoxid

Stickoxid und 
Kohlenwasser­

stoff

darunter: Stichtag
Stickoxid

bis 1,4 Liter 
1,4 -  2 Liter 
über 2 Liter

45
30
25

15

6,5 3,5

Okt. 1988 
1991/93 
1990/91

Q u e l l e n :  ADAC Motorwelt, H. 10/85, S. 23; FAZ v. 29. 6. 1985, 
8.4.

Ein Tempolimit auf deutschen Autobahnen l<äme den 
Konl<urrenten der deutschen Automobilindustrie daher 
sehr gelegen.

Es wäre naiv, solche, vom eigentlichen Umweltziel 
längst losgelöste Motivationen leugnen zu wollen. Dies 
gilt auch für die inländische Diskussion um Tempo 100. 
Eine solche Forderung bezieht ihren Reiz für große Teile 
der Bevölkerung ja nicht zuletzt daraus, daß die Last 
des Umweltschutzes hier der eingegrenzten -  zudem 
ohnehin wenig beliebten -  Gruppe der Schnellfahrer 
aufgebürdet werden soll; wer dagegen sein Automobil 
vorwiegend im Stadtverkehr bewegt oder z. B. einen 
Campingbus fährt, welcher ohnehin nicht viel schneller 
als 100 km/h fahren kann, kommt ungeschoren davon, 
obwohl er -  auf das ganze Jahr gerechnet -  die Umwelt 
vielleicht viel stärker belastet als mancher „Schnellfah­
rer“ . In dieser Konstellation steckt der eigentliche politi­
sche Zündstoff derartiger Maßnahmen: Die Entschei­
dung über die Art der zweckmäßigsten Umweltscho­
nung legt gleichzeitig die Verteilung der entsprechen­

den Anpassungslasten fest, und somit gerät das Pro­
blem zwangsläufig in den Machtkampf zwischen mehr 
oder weniger gut organisierten Interessengruppen, des­
sen Ergebnis viel mehr von politischen Kräfteverhältnis­
sen als von umweltökonomischer Effizienz geprägt 
wird.

Effizienzgesichtspunkte

Umweltpolitische Effizienz bedeutet in diesem Zu­
sammenhang, daß eine gegebene Reduzierung der 
Schadstoffbelastung zu den geringstmöglichen Kosten 
bzw. nach dem Prinzip des geringsten Opfers erfolgen 
sollte'*. Je geringer der Verzicht auf andere Ziele bzw. 
Güter ist, der der Bevölkerung zugunsten des Umwelt­
schutzes auferlegt werden muß, desto effizienter ist die 
Umweltschutzpolitik.

Da es im allgemeinen mehrere Möglichkeiten gibt, 
eine bestimmte Schadstoffreduzierung zu erreichen 
(man kann z. B. langsamer fahren, insgesamt weniger 
fahren, mit mehreren Personen in einem Pkw fahren, 
ein abgasgereinigtes Auto kaufen etc.), und nur der ein­
zelne selbst weiß, welche dieser Möglichkeiten für ihn 
mit dem geringsten Opfer verbunden ist, sollte ihm die 
Entscheidung über die konkrete Form seines Beitrages 
zum Umweltschutz möglichst selbst überlassen blei­
ben; nur so kann das Opfer für den einzelnen und damit 
auch für die Gesamtwirtschaft insgesamt minimiert wer­
den®.

Marktwirtschaftliche Umweltpolitik erfordert daher 
keine konkreten Ge- und Verbote für den einzelnen, son­
dern nur einen allgemeinen Anreiz zu umweltschonen­
dem Verhalten: Die Inanspruchnahme der Umwelt ist 
mit einem Preis zu belegen, dessen Höhe sich aus der 
insgesamt angestrebten Schadstoffreduzierung ergibt 
und der vor allem für alle umweltbelastenden Aktivitäten 
gleich hoch sein muß.

Auf diese Weise wird nicht nur größtmögliche Gerech­
tigkeit erzielt (wer die Umwelt stark belastet, muß auto­
matisch auch höhere Zahlungen leisten), sondern auch 
größtmögliche Effizienz; Wenn alle Güter in Abhängig­
keit von ihrer Umweltschädlichkeit (bzw. der Emissions­
menge bei ihrer Herstellung) mit entsprechenden Um­
weltabgaben belastet werden, so werden tendenziell 
diejenigen Güter zuerst vom Markt verdrängt werden, 
welche besonders umweltschädlich sind bzw. auf die

■' Vgl. grundlegend dazu B. S. F r e y :  Umweltökonomie, Göttingen 
1972; H. S i e b e n  (Hrsg.): Umwelt und wirtschaftliche Entwicklung, 
Darmstadt 1979; H. B o n u s ;  Zwei Philosophien der Umweltpolitik: 
Lehren aus der amerikanischen Luftreinhaltepolitik, in: List Forum, 
Bd. 12 (1983/84), 8. 323-340.

 ̂ Das Problem des interpersonellen Nutzenvergleichs bleibt hier außer 
Betracht.
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man relativ leicht verzichten kann -  der Umweltschutz 
viiird zu den geringstmöglichen Opportunitätskosten 
realisiert.

Vielleicht noch wichtiger ist der dynamische Aspekt ei­
ner solchen Lösung: Im Gegensatz zu behördlich fest­
gelegten Verhaltensweisen schafft nämlich die Abga­
benbelastung umweltschädlicher Güter oder Aktivitäten 
einen permanenten Anreiz, neue technische Lösungen 
zu ersinnen, um so die Abgabenbelastung zu verrin­
gern®. Staatlich festgelegte Emissionsgrenzwerte be­
wirken dagegen keinen solchen Anreiz mehr, wenn sie 
einmal erfüllt sind, im Gegenteil: Da die Unternehmun­
gen befürchten müssen, daß neue technische Entwick­
lungen vom Gesetzgeber sofort zum Anlaß entspre­
chend verschärfter Vorschriften genommen werden 
(der „Stand derTechnik“ gilt ja ausdrücklich als IVlaßstab 
für solche Vorschriften), haben sie eher ein Interesse 
daran, solche Entwicklungen zu verschleppen bzw. völ­
lig zu unterlassen.

Sinnvolle Lösung des Abgasproblems

All dies ist gängiges ökonomisches Allgemeingut, 
was die Politiker jedoch nicht daran hindert, dennoch im­
mer wieder Zuflucht zu administrativen Regelungen wie 
z. B. Tempo 100 anstelle marktwirtschaftlicher Lösun­
gen zu nehmen. Die Ökonomen sind daran nicht schuld­
los, sie haben es vielfach versäumt, ihre recht abstrakt 
klingenden Überlegungen in konkrete, unmittelbar an­
wendbare und auch für den ökonomischen Laien mög­
lichst einsichtige Konzepte umzuformen. Je sorgfältiger 
ein konsistentes Umweltkonzept ausgearbeitet ist, de­
sto eher läuft es Gefahr, von den Politikern aus reinem 
Unverständnis („zu kompliziert“ ) oder aufgrund vorder­
gründiger Einwände von Interessenvertretern („zuviel 
Arbeit für die Steuerbeamten“ ) vom Tisch gefegt zu wer­
den. Die Politiker verlangen nach einfachen, leicht zu 
verstehenden Problemlösungen, und die Ökonomen 
sollten sich bemühen, sie ihnen unter Rückstellung 
theoretischer Bedenken zu liefern, wenn sie Schlimme­
res verhindern wollen.

Vorschläge zu einer unmittelbar anwendbaren markt­
wirtschaftlichen Lösung des Abgasproblems im Verkehr 
liegen inzwischen von zahlreichen Autoren vor’’; sie alle 
basieren auf einer Erhöhung bzw. Differenzierung der 
Mineralölsteuer, die als unmittelbar fahrleistungsabhän-

 ̂ Vgl. zu diesem Aspekt vor allem H. B o n u s , a.a.O., S. 330 ff.; sowie 
H. S i e b e r t :  TA-Luft '85: Eine verfeinerte Politik des einzelnen 
Schornsteins, in: WIRTSCHAFTSDIENST, 65. Jg. (1985), H. 9, S. 455.

'  Vgl. z. B. E. v o n  B ö v e n t e r :  Den Katalysator attraktiver ma­
chen, in: FAZv. 29. 7.1985, S. 9; R. G a u l :  Umweltschutz mit falschen 
Mitteln, in: Die Zeit v. 5. 10.1984, S. 22; U. v a n  S u n t u m ;  Das Auto­
abgasproblem - Plädoyer für eine ökonomische Lösung, in; WIRT­
SCHAFTSDIENST 64. Jg. (1984), H. 10, S. 615-621.

gige Belastung einen geeigneteren Ansatzpunkt dar­
stellt als die Kfz-Steuer, welche nur einmal im Jahr zu 
entrichten ist und dann keinen weiteren Einfluß mehr auf 
die Fahrtentscheidungen ausübt. Die Mineralölsteuer 
ist dagegen ein beinahe idealer Ansatzpunkt für eine 
Umweltabgabe: Da die mit ihr verbundene Belastung 
unmittelbar mit dem Kraftstoffverbrauch steigt und die 
Umweltbelastung eines Pkw wiederum sehr eng mit sei­
nem Kraftstoffverbrauch korreliert, bewirkt eine Erhö­
hung der Mineralölsteuer automatisch eine sinnvolle 
Belastung umweltschädlicher Verhaltensweisen: Wer 
viel fährt, schnell fährt, einen schweren, strömungsun­
günstigen oder technisch veralteten Pkw benutzt, wird 
automatisch für die damit verbundene, relativ hohe Um­
weltbelastung zur Kasse gebeten. Als Basis für eine 
sinnvolle Umweltpolitik im Verkehr bietet sich somit eine 
fühlbare Erhöhung der Mineralölsteuer (derzeit: 53 
Pfennig pro Liter) an. Ein besonderer Vorzug dieser 
Maßnahme gegenüber dem geltenden Steuer- bzw. 
Subventionssystem im Rahmen der Kfz-Steuer liegt 
auch darin, daß sie unmittelbar alle Altwagen erfaßt, 
was ja auch als wesentlicher Vorzug einer Geschwindig­
keitsbegrenzung dargestellt wird.

Praktische Probleme

Abgasgereinigte Fahrzeuge müßten allerdings von 
dieser Belastung ausgenommen werden, da sie ja die 
Umwelt weit weniger belasten. Hier bietet sich die -  in­
zwischen teilweise bereits realisierte -  Spreizung der 
Mineralölsteuer an, indem das von Katalysatorfahrzeu­
gen benötigte bleifreie Benzin von der Steuererhöhung 
ausgenommen wird. Man kann sich darüber streiten, ob 
die in der Bundesrepublik vorgenommene aufkom­
mensneutrale Steuerspreizung, welche eine Senkung 
der Mineralölsteuer auf bleifreies Benzin (ab 1.1.86 auf 
46 Pfennig pro Liter) beinhaltet, sinnvoll ist; wenngleich 
gegen die Aufkommensneutralität theoretische Beden­
ken bestehen (die Umweltabgabe soll ja bisher nicht er­
faßte volkswirtschaftliche Kosten abdecken), kann sie 
unter dem Gesichtspunkt der leichteren politischen 
Durchsetzbarkeit als vertretbar gelten®.

Viel wichtiger ist, daß die Spreizung ausreichend groß 
sein muß, um den Kauf eines abgasgereinigten Automo­
bils finanziell wirklich attraktiv zu machen. Dies ist heute 
nicht annähernd der Fall, denn eine Steuerdifferenz von 
lediglich 7 Pfennig pro Liter (welche zudem stufenweise 
bis 1989 wieder abgebaut werden soll)^, gleicht noch 
nicht einmal den technisch bedingten Mehrverbrauch

® Dies ist auch das Argument v. B ö v e n t e r s  (a.a.O.) zugunsten der 
Aufkommensneutralität.

ä Vgl. FAZv. 26.9.1985, s. 1.
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Tabelle 3
Steuervergünstigungen für schadstoffarme’ Pkw

Fahrzeugtyp zeitweise ermäßigter 
Steuersatz bzw. Steuer­

befreiung

max. Entlastungs- 
effekt

späterer Steuersatz 
(DM/100 ccm)

1. nicht schadstoffarme Fahrzeuge - - 18,80(Altf.)^

2. schadstoffarme Pkw 21,60(Neuf.)5

a) bis 1,4 Liter Hubraum 
bedingtschadstoffarm 
Stufe C

steuerfrei für max. 
3Jahre,6Monate'‘

750 DM 13,20

bedingt schadstoffarm 
StufeB

13,2001:1 für 3 Jahre abhängig vom Hubraum 18,80 (Altf.)^ 
21,60(Neuf.)3

b) 1,4 -  2 Liter Hubraum 
schadstoffarm steuerfrei fürmax. 

6Jahre, lOftflonate'*
2200 DM 13,20

bedingt schadstoffarm 
Stufe A

- - 13,20

bedingt schadstoffarm 
Stufe B

13,20 Dl^ für 3 Jahre abhängig vom Hubraum 18,80(Altf.)2
21,60(Neuf.)^

c) über 2 Liter Hubraum 
schadstoffarm steuerfrei für max. 

4 Jahre, 10 Monate“'
2200 DM 13,20

bedingt schadstoffarm 
StufeA _ _ 13,20
bedingt schadstoffarm 
Stufe B

13,20 DM für 3 Jahre abhängig vom Hubraum 18,80 (Altf.)^ 
21,60 (f^euf.)3

' Die Schadstoffstufen sind in den einzelnen Hubraumklassen unterschiedlich {nämlich bei höherem Hubraum strenger) definiert.  ̂Erstzulassung 
b is3 1 .12.86.  ̂Erstzulassung nach 31.12.86. Abhängig vom Hubraum.
Q u e l l e :  ADAC.

an Kraftstoff aus, der mit der Abgasreinigung verbunden 
ist.

Auch die Differenzierung zwischen bleihaltigem und 
bleifreiem Benzin ist noch keine ideale Lösung, denn 
bleifreies Benzin kann teilweise auch von nicht-abgas- 
entgifteten Pkw getankt werden, deren Besitzer sich so­
mit trotz hoher Umweltbelastung der entsprechenden 
Steuerbelastung entziehen können. Dies gilt zur Zeit in 
etwa für ein Drittel des Pkw-Bestandes, vorwiegend al­
lerdings für Fahrzeuge neueren Baujahres'“ ; die beson­
ders umweltschädlichen älteren Fahrzeuge vertragen 
dagegen im allgemeinen kein bleifreies Benzin und wer­
den daher von einer Mineralölsteuerspreizung in vollem 
Ausmaß getroffen, was umweltpolitisch erwünscht ist.

Widerstand der EG-Partner

Will man auch für die Käufer eines Neufahrzeugs 
(bzw. eines relativ neuen Gebrauchtwagens) einen An­
reiz zum Einbau umweltschonender Techniken schaf­
fen, so reicht die Steuerdifferenzierung zwischen blei­
freiem und verbleitem Benzin nicht aus. Die derzeit gülti­
gen Regelungen in der Bundesrepublik sehen hierfür 
eine recht komplizierte Differenzierung bei der Kfz- 
Steuer ab 1986 vor (vgl. Tabelle 3). Die dadurch gewähr­
ten finanziellen Vorteile beim Kauf eines abgasgereinig­
ten Fahrzeugs von maximal 750 DM (für Pkw bis 1,4 Li­

ter Hubraum) bzw. 2 200 DM (für Pkw über 1,4 Liter Hub­
raum) erscheinen jedoch zu gering, um die damit ver­
bundenen Nachteile (geringere Leistung, höherer 
Kraftstoffverbrauch, Kosten der Abgasreinigungsan­
lage) aufzuwiegen; selbst nach Inkrafttreten der Steuer­
erleichterungen entschieden sich im August 1985 nur
10,6 % der Käufer eines Neufahrzeuges für einen 
schadstoffarmen Pkw (einschließlich der nur „bedingt 
schadstoffarmen“ Fahrzeuge)". Soll die Differenzie­
rung der Kfz-Steuer wirklich Sinn machen, so müßte sie 
daher wesentlich deutlicher ausfallen, auch wenn dies 
auf den Widerstand der EG-Partner stößt. Deren Beru­
fung auf die Art. 92 und 93 des EG-Vertrages, wonach 
wettbewerbsverfälschende Beihilfen verboten sind 
dürfte bei einem Verfahren vor dem Europäischen Ge 
richtshof kaum Bestand haben, da ja zum einen die Fa 
brikate aller Herkunftsländer steuerlich gleichbehandel 
werden und sich die Bundesrepublik zum anderen au 
Art. 36 des Vertrages berufen kann, auf dessen Grund 
läge umweltpolitische Maßnahmen mit dem Gesund 
heitsschutz der Bevölkerung gerechtfertigt werden kön

Nach Angaben des Verbandes der Automobilindustrie.

"  Vgl. FAZv. 19. 9. 1985, S. 13.

Vgl. zur Argumentation und Interessenlage der einzelnen EG-Länder 
die Berichterstattung im Handelsblatt v. 27. 9. 1984, S. 18; sowie K. 
B r o i c h h a u s e n :  N/Iageres Ergebnis mit fvlagermotor, in: FAZ v. 29.
6. 1985,8.4.
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Tabelle 4
Beispiel einer paradoxen Mehrheitsabstimmung über Einzelfragen

Bevölkerungsgmppen und ihr Anteil in % Ergebnis der
A

(20)
B

(20)
C

(20) 1
D

1 (40) j
Einzelabstimmung

nein ia nein ja positiv (60:40)
nein nein ia ja positiv (60:40)

]a nein nein ia positiv (60:40)

Tempo 100?
Nutzungsbeschränkung von Sportanlagen? 

Rauchverbot in öffentlichen Gebäuden?

Gesamtbeviiertung (bei 
Gleichgewichtung der 
Fragen)

negativ negativ

60%

negativ positiv

40%

nen. Auf keinen Fall kann der zu erwartende Widerstand 
einiger (keineswegs aller)'^ EG-Partner gegen eine sol­
che Lösung es rechtfertigen, quasi ersatzweise nun 
doch noch ein Tempolimit einzuführen, denn dies würde 
die endgültige Pervertierung der Umweltpolitik bedeu­
ten: Die eigentlich sinnvolle Lösung würde unter Rück­
sichtnahme auf rein kommerzielle Interessen der aus­
ländischen Automobilindustrie preisgegeben und durch 
eine in jeder Hinsicht schlechtere Lösung ersetzt, wel­
che außerdem auch noch den technischen Standard 
der eigenen Automobilindustrie gefährden könnte.

Externe Effekte und Interventionismus

Damit ist wiederum das Problem des Einflusses par­
tieller Interessengruppen auf umweltpolitische Ent­
scheidungen -  bzw. wirtschaftspolitische Entscheidun­
gen überhaupt -  angesprochen. Dieses Problem kann 
bei der Konzipierung einer Umweltpolitik gar nicht ernst 
genug genommen werden; es läßt sich nur dadurch lö­
sen, daß man zu Grundsatzentscheidungen mit mög­
lichst hohem Konsens in der Bevölkerung kommt, von 
denen auch dann nicht mehr abgewichen werden darf, 
wenn es der einen oder anderen Interessengruppe ge­
rade opportun erscheint, selbst wenn diese hierfür eine 
Mehrheit mobilisieren kann.

Eine solche Grundsatzentscheidung ist in der Bun­
desrepublik zugunsten der marktwirtschaftlichen W irt­
schaftsordnung getroffen worden, droht jedoch inzwi­
schen in immer stärkerem Ausmaß durch ganz andere 
Abstimmungsmechanismen zwischen den konkurrie­
renden Bedürfnissen der Bevölkerung ersetzt zu wer­
den, insbesondere durch die „Demokratisierung aller 
Lebensbereiche“ . Nicht mehr der anonyme Marktme­
chanismus, sondern die Mehrheit entscheidet in wach­
sendem Maße darüber, für welche Zwecke der einzelne 
sein Einkommen verwenden kann oder muß: Längst ist 
es nicht mehr die Privatangelegenheit des einzelnen, ob 
er sein Haus mit wärmedämmenden Baumaterialien er­
richtet, ob er es mit einem flachen oder einem Giebel­
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dach versieht, ob ersieh in seinem Pkw anschnallt bzw. 
beim Motorradfahren (neuerdings auch beim Mofafah­
ren) einen Helm benutzt, ob er in Gegenwart anderer 
raucht oder zu welchen Zeiten er Tennis spielt. In jedem 
dieser Fälle reklamiert die Gesellschaft Beeinträchtigun­
gen Dritter durch Lärm, Abgase, finanzielle Belastungen 
oder einfach in Form eines gestörten ästhetischen Emp­
findens.

Die hier zugrunde liegende Theorie externer Effekte 
droht inzwischen zu einem „trojanischen Pferd“ des In­
terventionismus zu werden, indem sie durch extensive 
Auslegung ein staatliches Regelungsausmaß verur­
sacht, welches letztlich von niemanden gewollt wird. 
Das Problem besteht darin, daß die marktwirtschaftliche 
Lösung im Falle externer Effekte -  nämlich deren Inter­
nalisierung -  kaum jemals vollständig gelingen kann, 
weil den Möglichkeiten, diese Effekte zu erfassen und 
rechenbar zu machen, technische und ökonomische 
Grenzen gesetzt sind. Somit verbleibt immer ein Spiel­
raum für direkte Staatseingriffe zum Schutze der jeweils 
negativ Betroffenen.

Gefahr der Überregulierung

Es läßt sich nun aber zeigen, daß auch dann, wenn 
die entsprechenden Einzelreglementierungen jeweils 
von einer deutlichen Mehrheit der Bevölkerung befür­
wortetwerden, das Regelungsausmaß insgesamt\n der 
Bevölkerung negativ bewertet werden kann. Tabelle 4 
enthält ein solches Beispiel: Obwohl jede der dort aufge­
führten Einzelmaßnahmen die Zustimmung von 60 % 
der Bevölkerung findet, stehen am Ende, d. h. nach 
Durchführung des Gesamtprogramms, 60 % der Bevöl­
kerung schlechter da als ohne die Reglementierung.

Dieses paradoxe Ergebnis'® fällt sogar noch deutli­
cher aus, wenn man die Annahme trifft, daß die jeweils 
negativ betroffene Gruppe sich relativ stark beeinträch­
tigt fühlt, während die Befürworter nur eine leichte Präfe­
renz für die betreffenden Reglementierungen haben.
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UMWELTPOLITIK

Diese Konstellation dürfte z. B. auf „Tempo 100“ zutref­
fen: Die Gegner einer solchen Regelung fühlen sich in 
aller Regel sehr stark in ihrer persönlichen Freiheit be­
schränkt, während ein großer Teil der Befürworter per­
sönlich kaum betroffen ist, aber andererseits auch 
nichts dagegen hat, wenn auf diese Weise ein Beitrag 
zum Umweltschutz (auf Kosten der Schnellfahrer) gelei­
stet wird. Ihre Entscheidung würde jedoch möglicher­
weise anders ausfallen, wenn sie sich darüber im klaren

Es findet seine Erklärung -  wie die meisten Abstimmungsparadoxa -  
darin, daß bei einfachen Mehrheitsentscheidungen der Wille auch relativ 
großer Minderheiten einfach unterdrückt wird und auch die jeweilige In­
tensität der Betroffenheit keine Berücksichtigung findet. Siehe dazu z. B. 
B. S. F r e y :  Theorie demokratischer Wirtschaftspolitik, München 1981. 
S. 129 ff. Würde man Verhandlungen über Kompensationszahlungen 
zwischen den beteiligten Gruppen zulassen bzw. gelänge es, die ange­
sprochenen Fragen über Marktprozesse zu entscheiden, so wären sinn­
vollere Ergebnisse zu erwarten.

wären, daß sie in bezug auf eine andere Frage schon 
bald selbst in der Rolle der majorisierten Minderheit sein 
können.

Die oft gedankenlos geforderte Mehrheitsabstim­
mung über Fragen wie Tempo 100 beinhaltet somit die 
erhebliche Gefahr von Fehlsteuerungen und kann letzt­
lich zur Beseitigung großer Teile der persönlichen Hand­
lungsfreiheit mit wechselnden Mehrheiten führen, ob­
wohl dies von niemandem wirklich gewollt wird. Auch 
dieser Aspekt sollte bei der aktuellen Diskussion beach­
tet werden. Er spricht nachdrücklich dafür, den oben 
skizzierten marktwirtschaftlichen Lösungen des Um­
weltproblems den Vorzug zu geben und so nicht nur der 
ökonomischen Effizienz, sondern auch der Aufrechter­
haltung eines Mindestmaßes an persönlicher Hand­
lungsfreiheit zu dienen.

REGIONALPOLITIK

Dezentralisierung 
der regionalen Wirtschaftspolitik
M artin^nkernheinrich, Bochum

Die Diskussion um eine Reform der regionalen Wirtschaftspolitik konzentriert sich gegenwärtig auf Weiter­
entwicklungen und Korrekturen im Rahmen der bestehenden interventionistischen Politikkonzeption. Ist 
dieser Interventionismus noch zeitgemäß, oder bedarf es einer grundlegenden Neuorientierung der Regio­
nalpolitik?

Die regionale Wirtschaftspolitik war in der Bundes­
republik Deutschland zunächst eine pragmatisch 

orientierte Notstandspolitik. Inzwischen wird sie von ei­
ner am Ziel-Mittel-Denken ausgerichteten quantitativ-in- 
terventionistischen Politikkonzeption geprägt, die ihren 
Niederschlag in der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesse­
rung der regionalen Wirtschaftsstruktur“ gefunden hat. 
Hier wird der Versuch unternommen, das räumliche 
Wirtschaftsgeschehen gezielt zu beeinflussen. Dieser 
Versuch ist freilich nicht ohne Kritik geblieben. Um die

Martin Junkernheinrich, 27, Dipl.-Volkswirt, ist wis­
senschaftlicher Mitarbeiter am Seminar für Wirt- 
schafts- und Finanzpolitik der Ruhr-Universität 
Bochum und Lehrbeauftragter an der Universität- 
Gesamthochschule Wuppertal.

konstitutiven Merkmale der regionalpolitischen Gemein­
schaftsaufgabe' sowie die Schwerpunkte der Reform­
diskussion zu verdeutlichen, erscheint es sinnvoll, drei 
Dimensionen der Regionalpolitik genauer zu betrach­
ten:

□  Erstens die organisatorische Dimension der Regio­
nalpolitik. Sie stellt primär auf die Ordnung des politi­
schen Systems, die Institutionen und die Organisations­
formen ab. Hier hat die organisatorische Grundent­
scheidung das Institut der Gemeinschaftsaufgabe von 
Bund und Ländern geschaffen. Bund und Länder beteili­
gen sich je zur Hälfte an der Finanzierung der Fördermit­
tel und entscheiden in einem zentralen Planungsaus­
schuß über den Einsatz dieser Mittel, der in einem jähr-

' Vgl. M. J u n k e r n h e i n r i c f i :  Regionale Strukturpolitik und öf­
fentliches Finanzsystem, in: Veröffentlichungen des Ruhr-f^orschungsin- 
stituts für Innovations- und Strukturpolitik e. V., Nr 2/1982, S. 16 ff.
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